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Zweites Kapitel.

Subjekt und Charakter des Kirchenverinögens.

Die Frage, wer juristisch als Rechtssubjekt des Kirchenverinögens

zu betrachten ist, ist soivohl iin kirchlichen als im bürgerlichen

Recht eine kontroverse. Die Streitfrage des Eigentums
am Kirchenvermögen ist alt; dieselbe ist anch wieder in der neueren
und nenesten juristischen Literatur') wiederholt behandelt worden,
und wird auch je nach dem Standpnnkt der Verfasser verschieden

beantwortet.

Das kirchliche Recht gibt auf die Frage, wer theoretisch als

Subjekt des Kirchenverinögens zn gelten habe, keine direkte

Antwort ; die kirchlichen Rechtsgucllen enthalten vielmehr nur
gelegentliche Äußerungen, auf welchen dic verschiedenen Theorien
aufgebaut werden. Ob dieses Subjekt das einzelne kirchliche

Institut, Diözese, Kathedrale, Pfarrkirche, Bencfizinm, Dom- oder

Kollegiatkavitel, Kloster u. s. w. lJnstitutentheorie), oder die Ge-

sammtkirche, (Gesammtkirchentheorie, welchc in der Gesammtkirche
das Subjekt alles kirchlichen Eigentums erkennt) ist, bildet den

Gegenstand der Kontroverse; doch ist, um dies hier gleich

beizufügen, die Jnstitutentheorie, welche in den einzelnen kirchlichen

Instituten den Rechtsträger des Kirchenvermögens sieht, die in

Theorie und Praxis überwiegend angenommene.

In der älteren kirchenrechtlichen Literatur werden noch als

Eigentümer der Kirchengutes bezeichnet Gott, Christus, die Heiligen,

die Armen, der Papst, die Bischöfe; diese Ansichten, welche

voll vereinzelten Autoren noch in der neueren Literatur verteidigt
werden, können als rechtliche Theorien nicht in Betracht kommen °).
Sie haben insofern Beachtung gefunden, als dadurch zum Ausdruck

gebracht wird, daß das Kirchengut in besonderer Weise

Gott geweiht, aus Verehrung gegen die Heiligen geschenkt, zum

großen Teile zur Verwendung für die Armen bestimmt, dem Ver-

') S, die Literatur bei Friedberg, Kirchenrechtp, 488.

') S, die Kritik dieser Theorien bei Meurer, der Begriff und

Eigenthümer der heil, Sachen I, p, 305 ff.
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fügungsrecht dcr Kirchenoberen unterstellt ist '); daraus kann aber

keineswegs ein Eigentumsrecht abgeleitet werden.

Auch die neueren Theorien welche entweder in der
Nation oder im Staat, in dcn Landeskirchen, in dcn bürgerlichen
Gemeinden oder besonders in den Kirchengemeinden die Eigentümer

des Kirchengutes erblicken, sind zum großen Teile
aufgegeben. Nur letztere Theorie, welche die Kirchgemeinde als Rechts-

snbjckt des Kirchenvcrmögens hinstellt und welche auch von
einzelnen katholischen Rechtslehrernvertreten wnrde, sindet noch

immer, speziell unter den protestantischen Juristen, Anhänger;
dieselbe ist aber auch von den berufensten Vertretern des

protestantischen Kirchcnrechts, wenigstens hinsichtlich des katholischen

Kirchengutes, fallen gelassen worden; in der Schweiz allerdings,
wie wir es sogleich sehen werden, sindet diese letztere Theorie
noch entschiedene Vertreter.

Die beiden Theorien, ivelche in der heutigen Kirchenrechtswissenschaft

noch ernstlich in Betracht kommen, sind also die Ge-

sammtkirchentheorie und die Jnstitntentheorie ^). Und diese beiden

Theorien schließen einander nicht aus, sondern, richtig aufgefaßt,

ergänzen sich gegenseitig. Nach den Vertretern der ersteren

Theorie ist die Kirche als Anstalt Eigentümerin des gesamm-

ten Kirchengutes. Aber wie die allgemeine, über den Erdkreis

ausgedehnte Kirche in Wirklichkeit räumlich nicht als Eine
fichtbares Dasein hat, sondern nur in ihren einzelnen Kirchen nnd

Anstalten wirklich ist, so existirt das Kirchenverniögen gleichfalls
nur dadurch, daß es mit den einzelnen Kirchen und Anstalten,
durch welche die allgemeine Kirche in Wirklichkeit tritt, verbunden

ist. Die einzelnen Anstalten und Kirchen iverden daher in den

Quellen neben der allgemeinen Kirche als Eigentümer im rechtlichen

Sinne des Wortes bezeichnet; denn sie sind solche, weil ihr
Eigentum zugleich das Eigentum der allgemeinen Kirche ist und

nur ein solches sein kann, da die einzelne Anstalt oder Kirche
eben selbst nur au dem von ihr eingenommenen Orte die dort

Hermes, Kirchenvermögen im Freib. Kirchenlexikon VIP p, 763.
Über die sog. publicistischcn Thcorien Meurer, I, «. p, 312 il,

2) Walter, Brendel, v, Lnvigny,
Hermes, Kirchenvermögen im Kirchenlexikon VIIp, 696 ll.
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ins sichtbare Dasein getretene allgemeine Kirche ist, je nach der

größeren odcr geringeren Vollkommenheit, mit welcher die Einzelkirche

die Merkmale der allgemeinen Kirche in sich vereinigt
Die Einzelkirche odcr Anstalt ist also nach der Gcsammtkirchen-

theorie juristische Persönlichkeit, Eigentümerin, nur nicht in ihrer
Eigenschaft als besonderes Institut, sondern als Verwirklichung
der allgemeinen Kirche an dem besonderen Orte. Andererseits
erklären die Vertreter der Jnstitutentheorie ausdrücklich, daß die

Eiuzelkirchcn keine in fich abgeschlossenen, für sich allein bestehenden,

absolut selbständigen Rechtssubjektc sind, vielmehr nur dadurch

rechtliche Existenz haben, daß sie zn der allgemeinen Kirche gehören

und sich ihrer Verfassung in jeder Weise unterwerfen; daß

sic, weil ihr Zweck die Revresäntanz der sichtbaren Kirche nnd die

bleibende Erfüllung ihres Zweckes ist, nur erwerbsfähig sind zu
dem allgemeinen kirchlichen Zwecke, daß ihr Vermögen schlechthin

Kirchengut ist, welches bei dem Eingehen des Einzelinstitutes, bei

dessen Abfall von der Kirche in die Disposition der allgemeinen

Kirche kommt

Die beiden Theorien lassen sich in einer Weise kombiniren,

welche dem Charakter beider Rechnung trägt. Es ist klar, daß
die Gesammtkirchenthcorie dcm Wesen und der Verfassung der

Kirche am meisten entspricht, und daß sie namentlich auch eine

tiefere Erklärung bietet für das Verfügnngsrecht des Papstes
über das gesummte Kirchenverniögen, sowie der Bischöfe über

das Diözesankirchcngnt und für die bis zu einem gewißen Grade

vermögensrechtliche Unselbständigkeit der Einzelkirchcn und Institute.

Dagegen vindizirt die Jnstitutentheorie den einzelnen Instituten

einen prägnanteren, juristisch leichter defiuierbaren Charakter;

die einzelnen Jnstitnte sind auf dem Boden dcs Rechts

feste, abgegrenzte Eigentnmssubjekte und haben, soweit nicht durch

allgemeine Kirchengesetze beschränkt, relativ weitgehende vermögensrechtliche

Selbständigkeit und Anspruch auf einen gesetzlichen

Vertreter. Letzterer Auffassung entsprechen die Rechtsquellen

ungezwungener : dieselbe anerkennen die verschiedenen kirchlichen Jnsti-

') Hirsch et, Das Eigenthum am kathol. Kirchengute, im Archiv f.
kathol. Kirchenrecht, Bd. 34 p. 334 ff.

2) Vgl. Schulte, Kirchenrecht p. 468 S.
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tute als Personen, schreiben den einzelnen Kirchen possessio,

usueäpio, Erbfähigkeit zu, lassen verschiedene Rechtsgeschäfte
zwischen Instituten zu, dic das Eigentumsrecht voraussetzenIn
dem Hanptcharcikter ergänzen sich beide Theorien in der Weise,

daß man das einzelne kirchliche Institut als eigentliches, nächstes,

mit dem dominium directum ausgestattetes Rechtssubjckt, die

Gesammtkirche aber als entfernteres, alle einzelnen Rcchtssubjekte

umfassendes, mit dem dominium eminens ausgestattetes Rechtssubjekt

auffaßt. Auf diese Weise wird dcr Berechtigung sowohl
der Jnstitutentheorie als auch der Gesammtkirchentheorie Rechnung

getragen.

In der Schweiz ist die Jnstitutentheorie noch weit davon

entfernt, allgemeine Anerkennung zu finden; im Gegenteil halten
überwiegend svwohl Wissenschaft als Rechtsprechung, speziell in
den Protestantischen Kantonen, an den Kirchgemeinden als Rechtssubjekt

des Kirchengutes fest. Gareis und Zoru ^), welche zugeben,

daß im Allgemeinen die Jnstitutentheorie in Theorie und

Praxis die überwiegend angenommene ist, stellen in Bezng auf
die Schweiz die Kirchgemeinde als Rcchtssnbjekt des Kirchengutes
als der schweizerischen Rechtspraxis entsprechend hin; im größten
Teile der Schweiz habe sich ein Gewohnheitsrecht gebildet, wor-
nach, unter Derogation des gemeinen kanonischen Rechtes, die

Kirchengemeinde in allen Beziehungen das kirchliche Rechtssubjekt,

also auch Eigentümerin des Kirchenverinögens wurde. Es wird
sogar von denselben Verfassern ^), unter Berufung nnf einen Aufsatz

von Weibelbehauptet, daß iu der Schweiz ganz allgemein,

ausgenommen Tessin, das kanonische Recht in Hinsicht des Kirchengutes

nicht recipirt wurde, sondern die Gemeinde, sei es die

spezielle Kirchgemeinde, sei es die nngetrennte Gemeinde, welche

Orts- Kirch- Armengcmeinde in sich schließt, Eigentümerin des

Kirchenguts ist.

') O. 5 X, II, IS; O. 8-1«, 17 X, II, 26; O, 8 X II, 26; O.

11, 13-17 : O, XVI qu, 3 n. s, w.

°) Staat und Kirche in der Schweiz, I p. 202 a, 1,

«) Staat und Kirche I. «. p, 203, Nachschrift,

Das Rechtssubjekt der Pfarrkirchen und des Ortskirchengntes in der

katholischen Schweiz, (Zeitschrift fiir schweizerische Gesetzgebung und Rechtspflege

II p. 420—63),
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Daß diese Auffassung in Gesetzgebung nnd Rechtspraxis in
der Schweiz teilweise zum Ausdruck kommt, ist Tatsache.
Besonders kann man dies aus dem Umstände ersehen, daß in vielen

Kantonen die kirchliche Obcrbchörde von der Verwaltung des

ortskirchlichen Fonds ausgeschlossen ist; dies beruht hauptsächlich

auf der Annahme, daß das Eigentum desselben den Kirchgemeinden

zugeschrieben wird '). Daß diese Auffassung aber die allein
maßgebende in der Schweiz ist, müssen wir in Abrede stellen.

Die Gemcindetheorie verdankt nach herrschender Anschauung

ihre Entstehung dcm evangelischen Vcrfassungsrecht; sie ist
ein natürliches Produkt dcr cvangclischcn Lehre, indem der Kir-
chcnbegriff in die freie Vereinigung gesetzt und statt des Klerikats
das allgemeine Priestertum des Volkes betont wurde ^). Die
Gcmeindcthevrie hat sich daher konsequent aus dem kommunalen

Charakter des protestantischen Kirchenverfassungsrechtes entwickelt.

Daß sie sich in prvlestantifchcn Ländern rasch Geltung verschaffte,

liegt auf der Hand. Dagegen ist cs ebenso unjnristisch als nnhi-
storisch, diese Theorie, welche den Rechtsgrnnd der Kirche in der

Gemeinde suchte, auf die katholische Kirche zu übertragen, wie

man es besvnders seit dem 18. Jahrhundert versucht. Abgesehen

davon, daß die Kirchgemeindctheorie der Verfassung der katholischen

Kirche widerspricht') und in ihren Konsequenzen zur Regierung
kirchlich festgesetzter Rechte führt, sindet dieselbe keine rechtliche

Begründung weder im neueren römischen Recht noch im kanonischen

Recht; weder das eine noch das andere kennt eine Kirchgemeinde
nls Rechtssubjekt. Dagegen ist gemäß kirchlicher Rechtsauffassnng
und infolge ihres Rechts als juristische Person jede kirchliche Ein-
zelstiftttng Subjekt dcs ihr zuständigen Vermögens: andere Subjekte

des Kirchenverinögens gibt cs nicht. Dieser Grundsatz des

vorreformatorische» Rechts ist selbst nach dcr Meinung protestantischer

Kirchenrechtslehrer °) durch die Reformation nicht alterirt

') Vgl, Attenhofer, die rechtl. Stellung der rath, Kirche gegenüber der

Staatsgewalt in der Diöcese Basel I, p, 83.

') S, die Kritik dieser Theorie bei Meurer, i, o, I, p, 331 S,

°) Hübler, der Eigentümer des Kirchengutes, 1868, p, 79,

Meurer i, «, p. 312 freilich stellt dies in Abrede.

°) Mejer, Lehrbuch des Kirchenrechts Hl 9, 418.

9
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worden und gilt auf lnndeskirchlich-prvtestantischer, wie anf katholischer

Seite noch heute, soweit cr nicht dnrch neuere Partikulargcsctz-
gebung verändert wvrden ist. Und daß das kanonische Recht auch

in der Schweiz als gemeines Recht wenigstens subsidiär in
Betracht kommt, ist nicht zu bezweifeln; daß dasselbe in Bezug auf
das kirchliche Vermögensrecht nicht recipirt wnrde, ist eine

Behanptnng, die erst zu beweisen wäre.

Daß die Kirchgemeindetheorie der Geschichte des Kirchengutes

widerspricht und auf unhistorischer Basis bernht, ist nicht zu

läugnen Das Kirchcngut ist älter als die Kirchgemeinden, die

im 16. Jahrhundert, um mit Poschinger zu reden, wie ein Dens
ex mackiliä als Eigentümer des Kirchengutes erscheinen ^), und
die sich erst um die bestehenden kirchlichcn Institute bildeten. Das
Kirchengur rührt ebenso selten von den Gemeinden her, als es

ihnen stiftungsgemäß zugewandt wurde; dasselbe hat im Gegenteil

seinen Ursprung in Stiftungen, Dotationen, Schenkungen u.s.m.,
welche an Kirchen, Kapellen, Benefizien, und nicht an die
Kirchgemeinden, gemacht wurden. Wie kann man dann ein historisches

Recht der Kirchgemeinde am Ortskirchengut konstruiren? Zn
Gunsten der Gemeindethcorie hat man auch von verschiedener

Seite die Tatsache geltend gemacht, daß vielerorts die Verwaltnng
des Ortskirchengntes in den Händen der Kirchgemeinde liegt, und

daraus deu Schluß ziehen wollen, daß die Kirchgcmcindcn
Eigentümerin des Ortskirchcugutes seien. Das heißt man aber aus
dem Bestehen eines Berwnltungsrechtes ans ein Eigentumsrecht
schließen wollen. Abgesehen von der Unzulässigkeit dieses Schlusses,

kann man demgegenüber betonen ^), daß jahrhundertelang die

Kirchgemeinde von der Verwaltnng des Kirchengntes ausgeschlossen

war und also, die Richtigkeit des Standpunktes vorausgesetzt,

nicht die Kirchgemeinde, sondern das Bencfizinm, welches

Selbstverwaltung besaß, schon aus diesem Gruud das Eigentumsrecht

beanspruchen kaun. Wie kam dann die Kirchgemeinde zum Eigentum

') Poschinger, das Eigentum am Kirchenvermögen, dargestellt aus Grund
der Geschichte des Kirchengutes und des kathol, und Protest, Kirchenrechts, 1871

v. 212, 245 n, s, w,

') Bgl, auch Hiibier, Eigenthümer des Kirchengutes, p, III ll,
') Vgl, Meurer, I, o, l, p, 343-44,
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des Ortskirchengutes? Diese Gründe juristischer und historischer
Natur haben dazn geführt, daß die Genieindetheorie in der Wis-
enschaft beinahe allgemein aufgegeben ist.

In der Schweiz wurde von jeher, hauptsächlich aus
kirchenpolitischen Gründen, fest an der Kirchgemeindetheorie gehalten.
Die alte Streitfrage wurde wieder erörtert, als im Jahre 1874
das Obergericht vou Luzern in einem Rechtsfall entschied, daß
die einzelne Pfarrkirche als juristische Person als Rechtssubjekt

zu betrachten sei '). Der Streitfall wnrde aus dem Gerichtssaal
in die Tagesblätter getragen und mit großem Eifer pro und contra,
besprochen: namentlich wnrde die Behauptung verfochten, daß im
Kanton Luzern nur die Kirchgemeinde als Eigentümerin der

Pfarrkirche anznschcn sei. Attenhofer untersuchte um? die Frage
und kam zum Resultate, daß bei sehr vielen lnzernischen Pfarrkirchen

die einzelne Pfarrkirche als solche und nicht die Kirchgemeinde

als Rechtssubjekt derselben anzusehen sei. Attenhofer hatte
schvn friiher, iu anderem Zusammenhangedie Jnstitntentheorie
gegenüber den schweizerischen Staats- nnd Gcmeiudekanonisten,
wie er sie nennt, in Bezug auf die Schweiz und speziell auf das

Bistnm Basel vom juristischen nnd historischen Standpunkt aus zu

begründen versucht. In dem zitirten Aufsatz geht Attenhofer
speziell auf die Rechtsverhältnisse des Kantons Luzern ein. Dabei
geht er von der Voraussetzung aus, daß die Beantwortung
der Frage, wer Nechtssubjekt der katholischen Pfarrkirche eines

Landes sei, vorerst nach dem positiven Recht des betreffenden
Landes zu entscheiden fei. Da wie in allen katholischen Kantonen

so auch im Partiknlarrecht des Kantons Luzern, diese Frage
nicht gelöst sei, so müssen bei dem Mangel einer positiven gesetzlichen

Bestimmung die hier in der gemeinrechtlichen Doktrin gel-

Attenhofer, Entscheidungen des luzernischen Obergerichtes vom 21,

November 1874, in Zeitschrift fiir schweizerische Gesetzgebung und Rechtspflege

I, p, 446 tt,

') Wer ist Rechtssubjekt der kathol, Pfarrkirchen im Kanton Luzern?
in Zeitschrift für schweiz, Gesetzgebung, I, v. 518 S,

') Die rechtliche Stellung der kathol, Kirche gegenüber der Staatsgewalt

in der Dibcese Basel, Luzern, 1867 I, p. 83 S.
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tenden Grundsätze ihre Anwendung finden '). Nach dcr herrschenden

Doktrin resultirt, daß die einzelne Kirche als juristische Person,

nicht die Kirchgemeinde, und deshalb auch als Rcchtssubjekt

derselben zu betrachten ist. Dieser gemeinrechtliche Grundsatz ist

durch das Herkommen nicht derogirt, sondern findet im Gegenteil
seine Bekräftigung in der historischen Tatsache der Entstehung der

luzernischen Pfarrkirchen; denn die meisten lnzernischen Pfarrkirchen

sind aus Kapellen hervorgegangen. Da die Kirchen vor
ihrer Erhebung zur Pfarrkirche schon Verinögen besaßen nnd

auch Träger desselben waren, so könnte die Kirchgemeinde nnr
dann Rechtssubjekt dieses Vermögens und auch der betreffenden

Kirchen sein, wenn zn ihren Gunsten cine Übertragung desselben

stattgefunden hätte. Diese Übertragung müßte in jedem Falle
zuerst bcwicscn werden, abgesehen davon, daß eine solche nach

kirchlichen Recht nicht zulässig wäre. Einen anderen Rechtstitel
könnte die Kirchgemeinde nicht aufweisen; dcnn von einem

originären Erwerb kann nicht die Rede sein, da vor der Bildung der

Kirchgemeinde die Einzelkirche als Nechtssnbjekt schon vorhanden

war. Ein derivativer Erwerb der Kirchgemeinde kann nnch nicht

angenommen werden; denn beim Eingehen des Einzclinstituts,
durch Verlust seiner rechtlichen Existenz, kommt das Vermögen in
die Disposition der kirchlichcn Behörden, Wenn das kirchliche

Institut als Rechtssubjekt verschwindet, so bleibt aber doch der

kirchliche Zweck, die kirchliche Bestimmung^).
Hervorzuheben ist in dcn Ausführungen Attenhofcrs, daß im

Kanton Luzern die Pfarrkirche in der Regel als Rechtsfubjekt dcs

Ortskircheugutes betrachtet werden mnß. Eine Ausnahme von

dieser Regel zu Gunsten der Kirchgemeinde könne nur dann Platz
greifen, wenn die tunckätio, exstructi« ckotätiu, einer Kirche durch

die Kirchgemeinde oder ein vertragliches Verhältniß, anf welches

die Kirchgemeinde einen Eigentumstitel basiren kann, vorhanden

ist"), in anderen Worten, wenn das Gesetz Kirchgemeinden schafft

oder als juristische Personen anerkannt hat; in diesem Falle seien

') Entscheidungen des Obergerichts Luzern, in Zeitschrift f, schweiz.

Gesetzgebung, I, p. 452.

2) Vgl, Schulte, Kirchenrecht' p. 168 ff.

Zeitschrift f, schweiz, Gesetzgebung, II, p, 15,
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diese Gemeinden, wo nicht besondere Titel gegenüberstehen, als
Eigentümerinnen des Ortskirchengntes anzusehen

Daß diese Ausfassung bei Gründung neuer Pfarreien in
der Schweiz die ziemlich allgemein angenommene ist, wollen wir
nicht in Abrede stellen. Es liegt aber darin cin Widerspruch mit
der kirchlichen Rechtsentwicklnng nnd dem kirchlichen Recht. Die
zur Gründung einer nenen Pfarrei, mich von der Gemeinde als
solcher, aufgebrachten Mittel haben doch den Zweck, ein Bencfi-
zinm zn gründen, dcsscn Zwcckbcstimmnng eine kirchliche ist. Diese
Zweckbcstimmung entzieht aber diese Mittel, seien es Grundstücke,

Kapitalien vder andere Vermögenswerte, dauernd der Verfügung
desjenigen, dcr sie aufgebracht hat der damit einen juristisch

abgcgreuzteu, aber doch zuwachsfähigen Fonds errichtet und

dcnselbcn cinem bestimmten Zweck übergeben hat. Ist aber ein

Vermögen kirchlichcn Zwecken gewidmet, so hat es offenbar
notwendig diesen Charakter erlangt und ist unter die Herrschaft des

kirchlichen Rechts gekommenDas kirchlichc Recht anerkennt

aber den Laien kein Verfügnngsrecht am Kirchenverniögen ^).

Anders verhält cs sich mit der Verwaltung des Kirchenvcr-

mögcns, Eiuc Bctciliguug dcr Pfarrgcuosscu nn dcr Verwaltung
des Ortskirchenguts sehen wir schon früh, und seit dem 13. und

14. Jahrhundert finden wir diese Anteilnahme durch Konzilien
genehmigt °). Es beruht daher auf einer Verkennung der

Verhältnisse, wenn Weibel behauptet daß überall da, wo die

Gemeinde das Kirchengut verwaltet, das kanonische Recht anch bezüglich
des Eigentums am Kirchenverniögen nicht gilt. Das kanonische

Recht widerspricht einem Eigentnmsrecht der Pfarrgenossen am

') Weibel in Zeitschrift f, schweiz, Gesetzgebung, II, 140,

') Das Freiburger Pfarreigesetz von 1864 sagt S, 292 « pour eoosti-
tuer dss oäpitsux psrmsnsnts cis bsnstZos ou eis täbrious », (öullstin
clss Iois, XXXV, r>, 204),

y Vgl, Schulte, Kirchenrecht,' p, 469,

«, 12 X, cis rsb, scol, slisn. 3, 13.

°) Das Nähere im Kap, 4 über die Verwaltung des Kircheuvermögens,
«) Zeitschrift l, v. II, p, 440.
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Kirchengut, nicht aber einer Anteilnahme an der Verwaltung
desselben ').

Die oben erwähnten Ergebnisse Attenhofcrs wnrden von
Gareis und Zorn ^), besonders aber durch Weibel angefochten.

Erstere weisen anf die Verhältnisse im germanischen Nvrden hin
und führen nns, daß sich dvrt nach klaren urkundlichen Zeugnissen
ein ziemlich ausschließliches Privat- und Gemeindeeigentum am

Kirchengut erhielt, und daß es auch im Süden nicht an urkundlichen

Belegen für ein Fortdauern des Gemeindceigentums am

Kirchengut trotz kanonischem Recht fehle. Da die Rechtsverhältnisse

im germanischen Norden für die Schweiz nicht maßgebend

find, und weitere Belege für den Süden nicht angeführt werden,
so können wir die Behauptung anf sich beruhen lassen, Weibel

geht iu seiner Entgegnung über das Gebiet Luzerns hinaus und

untersucht die Frage nach dem Rechtssubjekt der Pfarrkirchen »nd

des Ortskirchengnts in dcr katholischen Schweiz. Weibel gibt

zu, daß nach gemeinem Rechte die einzelnen kirchlichen Institute
Eigentümer des Kirchengntes seien, nnd daß das neuere römische

Recht sowie das kanonische Recht von dem Eigentum der

Kirchgemeinde nichts wissen. Ganz anders aber gestalte sich die Sache

auf dem Gebiete der schweizerischen Kantone. In der Schweiz
sei das kanonische Recht in Bezug auf das Vermögensrecht nicht

recipirt worden nnd das Partiknlarrccht der Schweizer Kantone,

welches folglich für die Entscheidung der Frage allein in Betracht
komme, stelle die Kirchgemeinde nls Rechtssubjekt dcs Ortskirchengutes

hin 4). Weibel nimmt also an, daß eine Reception dcs

kanonischen Rechts in Bezug auf das Vermögensrecht nicht

stattgefunden habe, zum wenigsten aber, daß dasselbe keine Geltung
mehr habe, weil es dnrch die Landesgesetze, in Bezug auf die

vermögensrechtlichen Bestimmungen, derogirt werde. Weibel unterscheidet

zwischen denjenigen Kantonen, welche eine eigene Kirchgemeinde,

') Es soll aber damit nicht gesagt sein, daß die Pfarrgemeinde als
solche nicht auch Rechtssubjekt sein kann. Darüber weiter nnten,

2) Staat und Kirche in der Schweiz, I, p, 292, s, 1,

') Zeitschrift für schweiz. Gesetzgebung, II, p, 129 ff.

') Zeitschrift, I. «. II, p. 431, 437, 44S S.
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getrennt von der politischen Geineinde, haben und denjenigen, wo
die Kirchgemeinde zugleich Armen- und Pvlizeigemeindc ist. Er
legt das Hauptgewicht auf die ersteren, nnter welche Luzern,
Bern, Genf, Svlothnrn, Freibnrg, Baselland, St. Gallen, Aargan,
Thnrgau, Glarus '), Nidwaldcn, Zug gestellt werden, und sucht

auf Grund gesetzlicher Bestimmungen und anderer Quellen
nachzuweisen, dnß in diesen Kantonen die Kirchgemeinde Eigentümerin
des Ortskirchcuguts ist. Bezüglich der anderen Kantone bemerkt

Weibel, daß die bezüglichen Verhältnisse nicht so klar liegen, aber

daß sich auch hier ein ziemlich sicheres Resultat ergebe.

Daß iu allen schweizerischen Kantonen gemäß Partiknlar-
recht die Kirchgemeinde Rechtssubjekt des Ortskirchenguts ist, ist

selbst nach Weibel nicht unzweifelhaft sicher. Wir wollen nicht
in Abrede stellen, daß in protestantischen Kantonen die

Kirchgemeinde als Eigentümerin des Ortskirchcngnts angesehen wird.
Daß dies aber bezüglich der katholischen Schweiz der Fall ist,

dafür hat Weibel den Beweis nicht erbracht.

Wir wollen im einzelnen nicht nntcrsnchen, anf welche

wissenschaftliche Gründe sich die Ausführungen Weibels bezüglich
der anderen Kantone, speziell der katholischen, außer Freiburg,
stützen; unsere Arbeit mnß sich ans Freiburg, welches nach Weibel

anch zn den Kantonen gehört, in welchen die Kirchgemeinde
Eigentümerin des Ortskirchcngnts ist, beschränken. Wir bemerken nur,
daß, wenn die Ausführungen Weibels in Bezng auf das Rechtssubjekt

der anderen Kantone nicht stichhaltiger sind, als diejenigen,

welche Freibnrg betreffen, so ist es mit der Thesis Weibels

schlecht bestellt; dcnn sowohl dic ganze Rechtsentwicklung als das

heute geltende Recht vvn Freibnrg widerspricht dcr Behauptung
Weibels aufs entschiedenste sowohl in Bezng anf die Reception
des kanonischen Rechts als auf das Rechtsfubjekt dcs Ortskirchengutes.

Daß das kanonische Recht soivohl im Allgemeinen als in

') Bezüglich Glarus s. Stucky, das Eigentum am Kirchengut. 1893,

p. IUI K.

') Z, B. Bern, S, Zeerleder, das Kirchenrecht des Kantons Bern° p.
77 - „Die örtlichen Kirchengüter sind Vermögen der Kirchgemeinden,"
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Bezug auf das Vermögensrecht in Frciburg rccipirt wnrde, ist

eine sichere Tatsache. Es kann nicht nnsere Absicht sein, aus den

Freiburger Rechtsquellcn alle Belege fiir die Reeeption des

kanonischen Rechts anzuführen. Dasselbe wird im Stadtrccht von

Freibnrg „das Recht deö Papstes, geistlichc Gesetze" geuauut;
eine Reihe civilrechtlichcr und prvzcßrechtlicher Bestimmnngcn sind

direkt in die Munizipale >) übernommen. Weltliche und geistliche

Behörden sehen die kanonischen Bestimmungen als rechtsverbindlich

an; die kirchlichen Behörden berufen sich auf das kanonische

Recht dem Freibnrger Rate gegenüber u. s. w. Wir beschränken

uns hier auf das kirchliche Bermögensrccht. Dasselbe untersteht
dem kanonischen Rechte: die Erwerbsfähigkeit, die letzwilligcn

Verfügungen, Immunität dcs Kirchenvcrmögens, Verjährungsfrist,
Vermögensverwaltung werden „nach vermag dcr geistlichen Rechte"

geregelt. Wir führen als Belege einige Stellen an '): Mnnizipale
ß 358 : „Gabungen nnd legaten, die in testamentcn nnd codicil-

len vergriffen und us audacht oder erbärmbd under dcm wörtlin
pia, causa verstanden geschechend, die svllend in kraft aller landen

gemeinen brnchs gelten, von den erben gehalten nnd usgericht

werden, obschon das testament entkräftet oder wiedcrrnft wurde ^)."

Munizipale Z 458 : „Alle die gütcr, so de» kilchen, stiften vder

anderen gotsglidercn, clöstcrn, pfrundcn, spitälen iugclybet und

dero eigen sind, wann sie schon dnrch andere Personen, denen sie

ze nutzen nnd ze nießen und ergeben und ze verwalten bevolhen feind,

mehr dann dryßig jähr besessen und ingehebt worden, sind

dennoch: der Verjährung nit underivvrfen..,. es spe dann, das etwcm

einer ein stuck für sein eigenthnmb hundert jähr besessen habe,

in svllichem vol soll ein solliche hundertjährige posseß dem besitzer

gelten und kraft haben vermög der geistlichen rechten " Bezüg-

S, einige Beispiele in meiner « lntroäuotiou K i'I,i«toirs äu äroit
lribourKssi», » (IVIoläriAW ä'distoirs kribourMoiss, I lkc»«. p, 36.)

2) Das Stadtbnch (Municipale) von Freiburg im Üchtland. Heransg,
v. Schnell. 1898, p. 364, 465.

^) Okr. «äp, 11 X äs ts»täm. «t ultiini« volnnwt. Iii, 26.

') Ole, o. 13, 14, 17, X cks prasssriptions; o, 2 äs piÄSsoript,
iu VI.
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lich der Immunität erklärt der Rntin Bezug auf vermögensrechtliche

Angelegenheiten, daß er die geistlichc Immunität nicht
schwäche, sondern durchaus in Obacht nehme -) u, s. w.

Nicht minder im Irrtum ist Weibel in Bezug auf das

Nechtssnbjckt des Ortskirchcngntes in Freiburg, Schon die

Geschichte der Bildung des iiirchengnts im Kanton Freiburg °),
welches zum größten Teil durch Stiftungen, Legate, Dotationen,
Schenkungen, Bcrmächtnisfe n. s. w,, wie dic Verfügungen zu

Gunsten der Kirche in den Nechtsquellc» heißcn, an die kirchlichen

Institute, Kirchcn, Kapcllen, an die Gottshüser, wie der

stehende Ansdrnck lautct, entstanden ist, erbringt den Beweis, daß

vou eiucm Eigentnmsrech! dcr Kirchgemeinde nicht die Rede sein

kann. Nach Auffassung des älteren Freibnrger Rechts ist das

kirchliche Institut, die Kirche, das „Gottshus" juristische Person,

welches erwerben kann, Legate, Stiftnngcn u. f. w, empfängt
nnd andere Rechtsgeschäfte eingeht. Die später erlassenen

Amortisationsgesetze betreffen nicht die Rechtsfähigkeit der kirchlichcn

Institute, sondern nur die Handlungsfähigkeit; dieselben ncgiren
die vcrmögcnsrechtliche Persönlichkeit als solche nicht, sondern

beschränken nnr die Handlungsfähigkeit. Das Rechtsfubjekt des Kirchengutes

im älteren Freibnrger Recht sind vhne Zweifel die Einzel-

institnte; vvn einer Übertragung des Rechtssubjektes auf die

Kirchgemeinden weiß das Freibnrger Recht nichts. Die Verwaltnng

der Bcnefizialgüter liegt in dcn Händcn des „Kilchherr,"
des Inhabers des Bcnefiziums, dessen Verwaltung allerdings
später unter weltliche Kontrolle gestellt wnrde. Vvn einem Eigen-

tnmsrcclnes der Kirchgemeinde ist keine Rede.

Auch im neueren Freibnrger Recht sindet Weibel für seine

Behauptung keinen Anhalt; im Gegenteil werden konsequent die

Einzclinstitnte nnd nicht dic Kirchgemeinden als Eigentümer des

Kirchengutes bezeichnet. So z. B. ein Beschluß vom 13. Mai

') Ratsmanual vom 17. Juni 1631,
2) Oir. «. 82 O. 23 au. 8. — Bezüglich der Erwerbsfähigkeit verweisen

wir anf Kapitel I, bezügl. der Verwaltung anf Kapitel IV, wo die betreffenden

Belege angeführt find, resp, angeführt werden.

') Des näheren Kapitel III.
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1807 '): « Le« ciimes et, cZroiturss tuoäales äppsrtenant8 aux

beuötieeg eo«>68iä8t!que8; ferner ein Beschluß vom 10. Juli
1807 : « Le« sominss qui proviennent ciu raebat (les cllmes

et lief« appartenant.8 ä cls8 benetivS8 eools8iä8tique8. Es wird

sogar zwischen Eigentum der Gemeinde, welche damals noch Kirch-

und Civilgemeinde war, und der kirchlichcn Institute unterschieden"):
« Leute« le» creance« taisant en taveur 8«it lis8 commune^
6gli8S8, oure8, vüapelle8, oonsrerie8 ou autre8 loncl8 p!e8. » Das

organische Gesetz von 1814, welches die Verwaltung des Orts-
kirchengntes der Pfarrei übertragt, unterscheidet zwischen « paruisss»,
welche die Verwaltung hat, nnd den « dien« ä'eglise : ') » « Llle
(Ia paroisse) aäministre >S8 bisn8 u'egli8S.... le« rev. eures con-

tinuent a a»«i«ter aux cieliberaticins qui svnt en rappnrt avee

I'aclmini«tration cle« dien« cl'eglise. » Desgleichen das Gesetz

vvm 30. Mai 1843, welches die Pfarreivcrwaltung eingehend

ordnete °). « Ls cunssil paroissial sclininistre >S8 Kiens ü'egli8e...'

(qui) ns peuvent snmais ötre eontonüus avee cl'autres et «ont
aclmiuistrs« sepsröment. z> Selbst die radikale Negierung, welche

im Jahre 1848 sämmtliches Kirchengut nuter Civilvermnltnng
stellte, anerkennt die kirchlichen Institute als Eigentümerin nnd als

Rcchtssnbjekte '): « Ls« dien« üe8 «urs8 ou Ü68 cliapellenis8.... Llle
(Ia commissioo) tait clrs««er un inventair« sxact et «spare cls

ton« le« dien« ineubles ou immeuble« appartenant aux benetioö8,

vure8, «bapellenio8, «u sutre8 per8«nns8 m«rale8. (.Kaque com-
Mission säministrs tous les biens cies clifferents cleigss
cies villes, sinsi que eeux l!e8 oure8, obspellen!e8, vicariats et

autres denstices ecclesiastiqus«, » Ein Dekret vvm 18. November

1357 ') anerkennt, daß dem Klerus das Recht, seine Güter zn

') Bulletin äss Iois IV, p, 237.

-) Bulletin IV, p. 320. Bestätigt durch Beschluß vom 18. August
1834 (Bulletin XVI, p. 109).

') ?udli«stion äu 17 )uin 1811, lSuiletin VI, p. 264). Oirouisirs
äu 7 sänvisr 1818, (Buiistiv IX, p, 2),

Konstitution et Iois orzäniquss äs lä vills et rspudiious äs

?ribourg. (II, 8s«t. psroisss. §8 53 unä 56) p. 125.

') Suiistiu XX, p. 34.

°) Osoret äu 5 juiiist 1848. Suiistin XXIII, p. 193 et 260.
') Sullstiu XXXI, p. 137.
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verwalten, im Jahre 1848 genommen worden war, nnd gibt ihm
dasselbe, vorbehaltlich der Obcranfsicht, wclche von geistlicher und

weltlicher Behörde ausgeübt wird, wieder zurück. Die « Oonven-

tion » vom 6. MaiI858 ') bestimmt: « Ln ee gm concorne los

Kiens appartenant sux benekioe8 ouriaux et sux obnpellenies, les

Keneticiers rentrsront ckans I» possessio« et l'administration
<Ze ees Kiens. » Die eingesetzte Kommission « voills a Io, e«n>

servation des Kiens appartenant aux benefioos Sv«les!ä8t!que8 ».

Laut Z 13 des eods civil, bestätigt durch Cirkular vom 31.
Oktober 1859 -) werden die kirchlichen Institute als juristische

Personen angesehen, welchc, vorbehaltlich dcr Gcnehmignng der Obcr-

behörde, alle Rechtsgeschäfte des Civilrechts abschließen können.

Das die Bcnefizien Eigentum erwerben können, geht ausdrücklich

aus der Stelle, wo von « iinmeudle« ckevonus Ia provriete ckn

Ksnetice » gesprochen wird, hervor.
Ans den angeführten Textesstcllen dürfte zur Geniige

hervorgehen, daß im Kantvn Freiburg die kirchlichen Institute Rechtssubjekt

find uud als solche auch vvn dcm Civilrccht anerkannt

werden. Daß die Kirchgemeinde Eigentümerin des Pfründe- und

anderen Ortskirchengutes ist, ist vollständig ansgeschlossen.

An diesem Rechtsznstand haben anch die Pfarreigesetze nichts

geändert. So bestimmt das Gesetz von 1864, welches der Pfarrei

resp, dem Pfarreirat die Verwaltung des Ortskirchengutes

überträgt, daß die Verwaltungsbehörde die Instandhaltung der

Kirchen, der Pfarrhäuser, cls8 domaine8, toret8 et rentiere üs8

benetio« «u konaation8 8peoisle8 überwache (§ 280). Dasselbe

Gesetz legt 291) dcn Pfarreien nnd den eingeseßenen Besitzern
die Verpflichtnng auf, für den Ban nnd den Unterhalt der Kirche,
des Kirchhofes, für den Unterhalt dcs Bencfiziaten und die

Auslagen für den Gottesdienst nnd die Verwaltung zu sorgen

« toutetoi« sans prefudies des titres speciaux, usages et colla-

tures » d. h. insoweit die ordentlichen Mittel aus dem

Pfründevermögen oder der Spezialfundationen dazn nicht ausreichen;

wenn der Ertrag des Benesizinms nicht genügend ist, so muß die

') Bulletin XXXII, p. 37-38,
2) Bulletin XXXII, v. 240-42.
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Pfarrei für die nötigen Mittel aufkommen. Um in Znknnft diesem

Übelstand vorzubeugen, bestimmt das Gesetz (§ 26V), daß neue

Pfarreien nur errichtet werden dürfen, wenn der Ausweis über

genügendes Vermögen vorliegt. In den folgenden Pfarreigcsetzcn,

vom 26. Mai 1879 >) und 19. Mai 1894 ^) werden die erwähnten

Bestimmungen wörtlich wiederholt.
Wir haben früher schon hervorgehoben, daß es nicht

ausgeschlossen ist, daß neben dcn kirchlichen Instituten auch die Pfarrei
oder die Pfarrgemeinde als solche als Rechtssubjekt in Betracht
kommt; dies ist im Freiburger Recht der Fall. Die Pfarrgemcinde
(psroisse) wird sowohl im älteren als im neueren Freibnrger
Recht als juristische Pcrsvn angesehen.

Bis Anfang des 19. Jahrhunderts war im Kantvn Freibnrg
die Pfarrei zugleich Civil- und Pfarrgemcinde. Diese besaß Güter

resp, konnte nach älterem Freiburger Recht solche crwcrben,
konnte Rechtsgeschäfte eingehen; sie wurde unter die Glieder der

tvdten Hand gerechnet nnd stand vermögensrechtlich dcn andcrcn

Korporationen gleich "), Der Ertrag ihrer Güter wurdc zu
kirchlichen und Pfarrcizweckeu verwendet. Das Pfründegut, sowie das

Gut der Brndcrschaften nnd anderer kirchlicher Institute war aber

nicht darin begriffen, sondern wnrde für sich vom Kilchherr, Brn-
derschaftsmeister u, s, w, verwaltet.

Durch das organische Gesetz vom 20. Dezember 1331 wurde
die frühere Pfarrei in eine Kirchgemeinde und cine Civilgcmeinde
geteilt uud das Gut in Pfarreigut und Gemcindcgnt ausgeschieden

4). Sowohl Pfarrgemeiude als Civilgcmeinde sind juristische

Personen laut § 13 des cntle civil: « L'Ltat, los villes, los

corps cie psroisss et cls commune sont des personves morules ».

Die Ausscheidung in Pfarrei- und Gemeiudegut scheint sich nicht

sogleich vollzogen zu haben, denn das Pfarreigesetz von 1879, welches

nochmals die Übergabe des Pfarreigntes in die Verwaltung der

Pfarreibehörden bestimmt, verfügt Z 296 « si ces biens ss trou»

') 260. 279, 289.
2) W 287, 304, 314.

°) S. Amortisationsmanual lol. 1, 78-80 u. s. w.

4) Vgl. Gesetz vom 30. Mai 1863. (öuilstiu XX, p. 34.)
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vent, contonclus svee csux cle lä commune, il v äurä lieu 6s
lä park, 6« cslle-ci 6'en «perer lä restitutio« 6ans un laps 6e

teinps a 6eterniiner par le eonseil cl'Ltat. Zusqus ls, Ia

commune 6evra en servir Ia rsuts annuells a Ia paroisse
Heute ist Pfarrcigut uud Gcmciudegut ausgeschieden; ersteres wird
mit dem Bcnesizialgnt und anderem Stiftnngsgut als Ortskirchengut

von dcu Pfarreibehürdeu verwaltet.

Der obigen Darlegung über das Rechtssubjekt des Orts-
kirchcngntes entspricht die heutige Praxis. Im heutigen Recht

werden sowohl dic kirchlichcn Institute in, spocis Kirche, Pfründe
n, f. w,, als die Pfarrgemeinden als solche als Rechtssubjekte

angesehen. Dics geht, abgesehen vvn den gesetzlichen Bestimmungen,

schon daraus hervor, daß die meisten Schenkungen, Legate,

testamentarische Zuwendungen der betreffenden Kirche, Kapelle, dem

Benefizium, dcr « euis » auch «au beuetice 6e Ia eure.» nicht

aber der « paioisss » gemacht werden. Die Pfarrgcmeinde ihrerseits

kann alle Rechtsgeschäfte eingehen, Eigentum erwerben u, f. w.

Sie kann zwar dcn Anspruch erheben, daß ihr das Berwaltungs-
rccht, nicht abcr das Eigentumsrecht des im Besitz dcr kirchlichen

Jnstitnte befindlichen Bermvgeus zustehe.
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